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Beschäftigungsperspektiven von Treuhandunternehmen 

Jürgen Kühl, Reinhard Schaefer, Jürgen Wahse* 

Bei einer schriftlichen Befragung aller rd. 8500 Treuhand-Unternehmen machten 5269 Antwortbetriebe mit rd. 75% aller 
Beschäftigten in Treuhandfirmen folgende Angaben: 
- Nach einem Beschäftigungsabbau um 800 000 im 1. Halbjahr 1991 erwarten Treuhandfirmen im 2. Halbjahr einen 

weiteren Beschäftigungsabbau um 550 000 Arbeitnehmer. Nach weiterem Rückgang 1992 dürfte sich die Beschäftigung 
1993 bei rd. 1,3 Mio. Arbeitnehmern stabilisieren. 

- Für 54% des abgebauten Personals gab es im 1. Halbjahr 1991 Alternativen zur Arbeitslosigkeit: Andere und neue 
Arbeitsplätze in Ost und West, ABM, Qualifizierung oder vorgezogener Ruhestand. Die übrigen 46% sind betriebsbe-
dingt gekündigt worden und somit besonders von Arbeitslosigkeit bedroht. 

- Treuhandfirmen erwarten in großer Zahl Ausgründungen, Betriebskäufe durch das Management und Auffanggesellschaften 
zur Qualifizierung und Beschäftigung. 

- Der Bruttodurchschnittslohn im April 1991 betrug in den erfaßten Treuhandunternehmen DM 1530,-. Weit höhere 
Löhne werden in Unternehmen mit steigender Beschäftigung gezahlt. 

Ein Gesamtbild der ostdeutschen Beschäftigungsperspektiven setzt Erhebungen in fortbestehenden und privatisierten 
Treuhandfirmen sowie in neuen und außerhalb der Treuhand agierenden Firmen voraus. Sie sind in Vorbereitung. 

Gliederung 
1 Die beschäftigungspolitische Bedeutung der Treuhand-

anstalt 

2 Umfang und Struktur der Treuhandunternehmen – Die 
Datenbasis 

3 Stand und Perspektiven der Beschäftigungssituation von 
Treuhandunternehmen 

 

3.1 Beschäftigungsentwicklung der Treuhandunterneh-
men zwischen dem 1. Januar 1991 und dem 1. Januar 
1994 

3.2 Abgangsgründe   von   Beschäftigten   und   Einstel-
lungen 

3.3 Kurzarbeit am 1. April 1991 
3.4 Auszubildende 
3.5 Beschäftigte nach Altersgruppen 
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4 Beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitische Abhilfen 

5 Ausblick und weiteres Vorgehen 

 
* Prof. Dr. Jürgen Wahse und Dr. Reinhard Schaefer arbeiten im Ost-

Berliner Institut für Wirtschaftswissenschaften, Jürgen Kühl ist wissen-
schaftlicher Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung der Autoren. 

1 Die THA wurde mit Beschluß der DDR-Volkskammer vom 1.3. 1990 zur 
„Gründung der Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des Volkseigen-
tums“ errichtet und ihr Statut vom DDR-Ministerrat am 15. 3.  1990 
festgelegt (s. Gesetzblatt der DDR Teil I, Nr. 14, S. 107 und Nr. 18, 
S. 167). Mit Modifizierungen führte der Volkskammerbeschluß vom 17. 6. 
1990 dann zur Arbeitsaufnahme ab 1. 7. 1990 (Gesetzblatt der DDR Teil 
I, Nr. 33, S. 300-302 vom 22. 6. 1990). Das DDR-Treuhandgesetz wurde 
in Artikel 25 des Einigungsvertrages vom 31. 8. 1990 unverändert über-
nommen, der Kreditrahmen auf 25 Mrd. DM aufgestockt. Seither ist die 
THA eine Bundesanstalt des öffentlichen Rechts, die der Fach- und 
Rechtsaufsicht des Bundesfinanzministeriums untersteht. 

2 Chronik zur Arbeitsmarktpolitik, MittAB l, 1991, S. 230-232 

l Die beschäftigungspolitische Bedeutung der Treuhand-
anstalt 
Die größte Staatsholding der Welt und der größte staatli-
che Arbeitgeber mit anfänglich gut 4 Mio. Beschäftigten 
am 1. 7. 1990 ist die Treuhandanstalt (THA)1. Ein Jahr 
später hat sich die Zahl der Beschäftigten in THA-Unter-
nehmen auf 2,1 Mio. fast halbiert. Die Berliner Zentrale 
ist für 3743 Großbetriebe mit mehr als 1500 Beschäftigten 
zuständig, die 15 Niederlassungen für die zwei Drittel 
kleineren Unternehmen, also 6591, insgesamt 10 334. 
Mitte Juli 1991 geht die THA von etwa 8300 tatsächlich 
ihrer Verwaltung unterstehenden Unternehmen aus. 
Durch die Privatisierung von etwa 3000 Betrieben wurden 
binnen Jahresfrist rd. 600 000 Arbeitsplätze in die Privat-
wirtschaft überführt, also überwiegend kleinere Betriebe 
mit durchschnittlich 200 Beschäftigten. Ende Juli 1990 
befanden sich 525 Unternehmen mit 87 350 Arbeitneh-
mern in Liquidation, 107 Verfahren zur Gesamtvollstrek-
kung betrafen 37 190 Arbeitnehmer. Bei kleineren Betrie-
ben werden regional recht einheitlich etwa ein Fünftel der 
ursprünglich vorhandenen Arbeitsplätze erhalten. Für gut 
die Hälfte der Arbeitnehmer in liquidierten THA-Betrie-
ben konnte neun Monate nach Verfahrensbeginn ein 
Arbeitsplatz gesichert werden, meist durch Herauslösung 
geeigneter Betriebsteile. Die Brutto-Privatisierungserlöse 
betragen bislang 12,5 Mrd. DM. Bei Firmenverkäufen 
übernahm die THA bislang rd. 70% der Altschulden. 
Trotz dieser beschäftigungspolitischen Bedeutung kennt 
das Treuhandgesetz keine Beschäftigungsziele, kaum 
Wettbewerbsziele und keine umweltpolitischen Ziele. Viel-
mehr sind für den hier allein interessierenden Aspekt der 
Beschäftigung und des Arbeitsmarktes drei Vereinbarun-
gen mit der THA herauszustellen. 
1. Die Leitlinien für eine Zusammenarbeit zwischen der 

Treuhandanstalt und der Bundesanstalt für Arbeit vom 
April 199l2; 
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2. die Erklärung von DGB, DAG und Treuhandanstalt für 
Interessenausgleich und Sozialplan vom April 199l3; 

3. die Rahmenvereinbarung zur Bildung von Gesellschaf-
ten zur Arbeitsförderung, Beschäftigung und Struktur-
entwicklung (ABS) vom 17. Juli 199l4. 

Die arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen lassen sich an 
wenigen Fakten ablesen. So erhob die THA im April 1991 
in allen ihr unterstehenden Unternehmen die dort geplan-
ten betriebsbedingten Kündigungen nach Quartalen. Im 
Rahmen der Vereinbarung (1) wurden mit BA-Erlaß vom 
4. Juni 1991 den örtlichen Arbeitsämtern die jeweils in 
ihrem Bezirk angesiedelten THA-Unternehmen und deren 
betriebsbedingte Kündigungen nach Quartalen bis Jahres-
ende 1991 benannt, wenn sie in einem Quartal 30 oder 
mehr Beschäftigte betreffen (eine Art Frühwarnsystem). 
Im Rahmen der Vereinbarung zu (2) ergibt der Durch-
schnittsbetrag von 5000 DM je Entlassung für 1,2 Mio. 
Arbeitnehmer rd. 6 Mrd. DM Sozialplankosten. Etwa die 
Hälfte der THA-Betriebe hat einen Sozialplan. Die andere 
Hälfte ist entweder zu klein oder hat eine andere Lösung 
gefunden. Insgesamt erwartet die THA Sozialplanausga-
ben über 10 Mrd. DM in 1990 und 1991 (in beiden Jahren 
zusammen). 
Schließlich könnte nach ersten Setzungen der Auffangef-
fekt der ABS-Gesellschaften nach (3) etwa eine halbe 
Million Arbeitnehmer umfassen. Obwohl die THA Sach-
mittel, Räume und anfänglich auch Manager bereitstellt, 
schätzt sie trotz Millionenkosten, daß sie durch ihre Beteili-
gung nicht wesentlich belastet wird. 

 
3 ebenda S. 232-233 
4 Die Wirtschaft Nr. 30/91 vom 25. 7. 1991, S. 21 
5 Vgl. die Bundestags-Drucksachen 12/433; 12/614; 12/615; 12/618; 12/670; 

12/676; 12/552; 12/613; 12/725; 12/726 und 12/735 von 1990/91 sowie deren 
Debatte lt. Protokoll der 32. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 14. 
Juni 1991; Jan Priewe: Die Treuhandanstalt – die größte Staatsholding der 
Welt, Dokumentation der Frankfurter Rundschau Nr. 266 vom 14. 11. 
1990; Jan Priewe: Logik des Kahlschlags. Die Aufgaben der Treuhand- 
Anstalt sind unlösbar, Blätter für deutsche und internationale Politik, 2, 
1991, S. 208-215. Zeitgespräch B. Breuel, K. Schommer, Ch. Watrin in 
Wirtschaftsdienst 1991/IV, S. 163-170. 

6 Angaben nach B. Breuel: Der Auftrag der Treuhandanstalt, Wirtschafts-
dienst 1991/IV, S. 163 

Diese Aktivitäten, Beschäftigungswirkungen und Ausga-
ben der THA mögen genügen, ihre erhebliche beschäfti-
gungspolitische Bedeutung sowohl für die gesamtwirt-
schaftlichen wie die sektoralen und regionalen Beschäfti-
gungschancen in den neuen Bundesländern zu belegen. 
Folglich war die THA stets Mittelpunkt kritischer Ausein-
andersetzung mit ihrem Auftrag und ihren Industrie- und 
beschäftigungspolitischen Perspektiven5. Denn die THA 
verfügt über ein gutes Drittel aller Arbeitsplätze in Ost-
deutschland. Sie gilt als eine der wichtigsten Institutionen 
für die wirtschaftliche Zukunft in den neuen Ländern. 

Das IAB hat daher im Frühjahr 1991 die Beschäftigungs-
lage, -Struktur und -perspektive von Treuhandunterneh-
men sowie ihre arbeitsmarktpolitischen Absichten erho-
ben. Im Rahmen der Vereinbarung (1) zwischen THA und 
BA wurde im April 1991 das Berliner Institut für Wirt-
schaftswissenschaften beauftragt, im Mai alle Treuhandun-
ternehmen über ihre Beschäftigungsperspektiven zu be-
fragen. 

2 Umfang und Struktur der Treuhandunternehmen – Die 
Datenbasis 
In die THA-Verantwortung fielen ursprünglich über 9000 
Unternehmen der DDR, die sich in mehr als 45 000 
Betriebsstätten aufteilten. Identifikationsmerkmal ist eine 
Treuhandfirmennummer. Hinzu kommen 20 000 Handels-
einrichtungen, 7500 Hotels und Gaststätten sowie mehrere 
tausend Apotheken, Buchhandlungen und Kinos. In der 
Land- und Forstwirtschaft verwaltet die THA 2,3 Mio. 
Hektar Fläche sowie 1,9 Mio. Hektar Wald. Ferner obliegt 
ihr die Reprivatisierung der 1972 enteigneten Betriebe und 
die Kommunalisierung, also die Ausstattung der Kommu-
nen mit ehemals volkseigenem Vermögen für gemeindliche 
Aufgaben. Schließlich verwaltet die THA die Sonderver-
mögen der Parteien und Massenorganisationen, der Natio-
nalen Volksarmee, der Staatssicherheit und der Staatsre-
serve6 : 
Tabelle l zeigt die Betriebsgrößenstruktur der 8876 THA-
Unternehmen in den neuen Bundesländern und Berlin-Ost 
Ende 1990. 

Tabelle 1: Betriebsgrößenstruktur nach der Anzahl der Beschäftigten Ende 1990 

 

Drei Viertel aller Unternehmen mit bis zu 250 Beschäftigten und die Hälfte aller Unternehmen mit über 250 bis zu 1500 Beschäftigten werden von den 
Niederlassungen der Treuhandanstalt in den Ländern betreut. 

Quelle: THA 
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Es zeigt sich, daß die THA-Unternehmen deutlich mehr 
Beschäftigte pro Betrieb haben als westdeutsche Unterneh-
men (durchschnittliche Betriebsgröße 331 Arbeitnehmer 
im Osten). 
Tabelle 2 zeigt, wie vom Unternehmensbestand von 10 243 
Firmen am 1. 7. 1990 durch Aufteilung, Verkäufe, Repri-
vatisierung, Kommunalisierung und Liquidation/Gesamt-
vollstreckung nun 8876 Unternehmen mit THA-Beteili-
gung verbleiben. Durch Aufteilungen und Ausgründungen 
hat sich die Zahl der Treuhandfirmen inzwischen wieder 
erhöht. 

 

Mit der schriftlichen Befragung nahezu aller im Unterneh-
mensdatenspeicher der THA vorhandenen Firmen im 
April/Mai 1991 erfaßte das beauftragte Institut für Wirt-
schaftswissenschaften etwa ein Drittel aller Erwerbstätigen 
Ostdeutschlands. Es handelt sich dabei vor allem um 
Unternehmen der Industrie und des Handels, also um die 
Problembereiche der ostdeutschen Wirtschaft, in denen 
der Beschäftigungsabbau sich in besonderen Dimensionen 
vollzieht. Von den landwirtschaftlichen Betrieben ist nur 
ein kleiner Teil der Treuhand unterstellt. 
Von den 8468 angeschriebenen Unternehmen haben 5657 
geantwortet (67%). 388 angeschriebene Unternehmen, 
über deren Antwortbereitschaft keine Informationen vor-
liegen, waren bis zum Befragungsstichtag privatisiert, so 
daß 5269 Datensätze berücksichtigt wurden (61%). In die-
sen Unternehmen waren am 1. Januar 1991 rd. 2,2 Mio. 
Beschäftigte (einschließlich Auszubildende und Kurzarbei-
ter) tätig. Von den damals insgesamt 2,9 Mio. Beschäftig-
ten der Treuhandunternehmen konnten somit 75% in die 
Auswertung einbezogen werden. Alle folgenden absoluten 
Beschäftigtenzahlen sind mit der Relation zwischen der 
Gesamtzahl der Beschäftigten und der durch die Befragung 
erfaßten Beschäftigten hochgerechnet worden (Fak-
tor 1,31). In diesem Beitrag wird Strukturgleichheit zwi-
schen den antwortenden und nicht antwortenden Betrieben 
unterstellt. Bei einer derart großen Rücklaufquote und 

Repräsentanz kann man keine wesentlichen Ergebnisver-
zerrungen vermuten. 
Neben der THA-Firmennummer wurde auch die Betriebs-
nummer der BA erhoben, um Verlaufsuntersuchungen und 
später Auswertungen mit der Beschäftigtenstatistik zu 
ermöglichen. Aufwendige Arbeiten zur regionalen Neuzu-
ordnung der Firmen lassen bis zur Ebene der Arbeits-
amtsbezirke trennscharfe Aussagen zu. 
In dieser Untersuchung fehlen Einschätzungen von Unter-
nehmen außerhalb der Treuhandanstalt, deren Beschäfti-
gungsperspektiven positiver sind, im einzelnen aber noch 
zu erheben sein werden. Ferner war es nicht möglich, in 
der THA vorhandene Daten über Produktion, Umsatz, 
Investitionen usw. mit den Beschäftigungsangaben zu ver-
binden. 
Wie sich zukünftige Privatisierungen auf die Beschäfti-
gungsperspektiven auswirken werden, können die Voraus-
schätzungen naturgemäß nicht mit ausreichender Sicher-
heit widerspiegeln. Die Erwerber privatisierter Unterneh-
men haben der Treuhandanstalt Zusagen über Investitio-
nen und Beschäftigung gegeben. Im Rahmen der dreijähri-
gen Obhut für privatisierte Treuhandunternehmen sollen 
im Herbst 1991 die vermutlich positiveren Beschäftigungs-
perspektiven zusätzlich erhoben werden, um zu einem 
vollständigeren Bild zu gelangen. 

3 Stand und Perspektive der Beschäftigungssituation von 
Treuhandunternehmen 
3.1 Beschäftigtenentwicklung und Treuhandunternehmen zwi-
schen dem 1. Januar 1991 und dem 1. Januar 1994 
Der größte Teil des Beschäftigtenrückgangs in Treuhand-
unternehmen vollzieht sich im Jahre 1991 mit Schwerpunkt 
nach dem Auslaufen von Kündigungsschutzabkommen. So 
geht im zweiten Quartal 1991 die Beschäftigtenzahl um 
538 000 zurück. Im Verlauf des zweiten Halbjahres 1991 ist 
mit einer weiteren Reduzierung der Beschäftigtenzahl um 
550 000 zu rechnen. 
Damit geht die Beschäftigtenzahl 1991 um knapp die 
Hälfte auf etwa 53% zurück. 1,4 Mio. Arbeitnehmer wer-
den aus Treuhandunternehmen ausscheiden. 1992 wird 
nach Einschätzung der Unternehmen zwar der Abbau von 
Arbeitsplätzen noch weiter anhalten, dies aber mit stark 
vermindertem Tempo (insgesamt noch 209 000). 1993 wird 
damit gerechnet, daß der Beschäftigtenrückgang nach und 
nach gestoppt werden kann (vgl. hierzu auch Abb. 1). 

Tabelle 3: Entwicklung der Beschäftigtenzahl Anfang 1991 bis 
Ende 1993 (Hochrechnung auf die Treuhandunternehmen insge-
samt) 

1 Absolute Veränderung gegenüber dem jeweils vorangegangenen Zeit-
punkt.
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Der im Vergleich zu den alten Bundesländern etwa gleich 
hohe Frauenanteil an den Erwerbstätigen wird sich bereits 
im Verlaufe des Jahres 1991 stark vermindern (von 39,9% 
auf 34%). Frauen sind also weitaus stärker als Männer vom 
Beschäftigtenabbau bedroht und betroffen. Auch der 
Anteil der Teilzeitkräfte an den beschäftigten Frauen ver-
ringert sich deutlich von 23,4% auf 18%. 
Die Qualifikationsstruktur (nach ausgeübter Tätigkeit) der 
Treuhandbeschäftigten weicht nur unwesentlich von der 
Ostdeutschlands ab. 

Tabelle 4: Qualifikationsstruktur in Treuhandunternehmen am 
1. 4. 1991 

 
Tabelle 5 zeigt, daß der Schwerpunkt für fast zwei Drittel 
der Arbeitnehmer und fast die Hälfte der Arbeitnehmerin-
nen in der Produktion liegt; dieser Arbeitsbereich stellt 
auch zwei Drittel der Kurzarbeiter. Folglich weisen die für 
die künftigen Unternehmensperspektiven wichtigen 
Arbeitsbereiche wie Forschung und Entwicklung, Vertrieb 
und Aus-/Weiterbildung eher unterdurchschnittliche 
Beschäftigungsanteile, aber beachtliche Kurzarbeit aus 
(11,4% aller Beschäftigten vs. 9,4% aller Kurzarbeiter). 

Relativ gleichmäßig vollzieht sich der erwähnte Beschäftig-
tenabbau in den einzelnen Bundesländern. Vor allem in 
Thüringen führt die hohe Konzentration von Problembran-
chen 1991 zu einem überdurchschnittlich starken Beschäf-
tigtenrückgang auf 49,8%. In Brandenburg dagegen wird 
der Beschäftigtenbestand der Treuhandunternehmen auf 
57,1% reduziert (vgl. Abb. 2). 

Größer sind die Entwicklungsunterschiede der Beschäfti-
gung in den einzelnen Arbeitsamtsbezirken (vgl. Abb. 3). 
Besonders stark betroffen vom Rückgang im Jahre 1991 
sind (Durchschnitt aller Treuhandunternehmen auf 53% 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 1991): 

 

 
Tabelle 5: Beschäftigtenzahl in den folgenden Arbeitsbereichen per 1. 4. 1991 – ohne Hochrechnung - 
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Tabelle 7: Veränderung der Beschäftigtenzahl nach Wirtschaftsgruppen (Personen und prozentualer Bestand an Beschäftigten am Ende 
des jeweiligen Zeitraums 1. 1. 91 = 100) (ohne Hochrechnung) 

 

  

Die im Jahre 1991 am stärksten vom Beschäftigtenabbau 
betroffenen Branchen sind (Durchschnitt aller Treuhand-
unternehmen auf 53%); 
EBM-, Sport-, Spielwaren auf 39% 
Textil- und Bekleidungsindustrie 41% 
Fahrzeugbau 44% 
Elektrotechnik/Elektronik 44% 
Kunststoff-, Gummi-, Asbestverarbeitung 45% 
Leder- und Schuhindustrie 48% 
Feinmechanik/Optik 49%. 
Tabelle 6 zeigt die sektorale Beschäftigungsstruktur und 
die Beschäftigungsperspektiven von Treuhandunterneh-
men in den Wirtschaftsbereichen. Tabelle 7 zeigt die tat-
sächliche Beschäftigungsabnahme nach Sektoren im 1. 
Halbjahr 1991, den erwarteten weiteren Abbau nach Sek-
toren im 2. Halbjahr 1991 sowie die Beschäftigungsper-
spektiven für 1992 und 1993 aus Unternehmenssicht im Mai 
1991. 

Sehr stark sinkt die Beschäftigtenzahl auch in den Treu-
handunternehmen der Land- und Forstwirtschaft (auf 
42%). Allerdings muß berücksichtigt werden, daß der 
Treuhandanstalt nur ein geringer Teil der Landwirtschaft 
zugeordnet ist (vor allem ehemalige volkseigene Güter) 
und Aussagen über die Entwicklung der gesamten Branche 
daher kaum zu treffen sind. Weit überdurchschnittlich 
gehen in den befragten Handelsunternehmen die Beschäf-
tigtenzahlen zurück (auf 27%). Dies erklärt sich aus dem 
hohen Privatisierungstempo im Handel, den Schließungen 
im staatlichen Groß- und Außenhandel und Auflösungen 
von großen Handelsgesellschaften. Dieser Beschäftigungs- 

rückgang in Treuhandunternehmen wird größtenteils durch 
Umorganisationen im Handel aufgefangen. 
Vergleichsweise günstig stellt sich die Beschäftigtenlage in 
folgenden Branchen dar: 
Ausbau- und Bauhilfsgewerbe auf 83% 
Energiewirtschaft und Wasserversorgung 82% 
Bauhauptgewerbe 77% 
Im Bergbau geht im Juni 1991 der Beschäftigtenbestand 
auf zunächst 70% zurück. Ein weiterer Rückgang auf 51% 
wird erst 1992 erfolgen. 
Für 1992 zeigen die Unternehmensangaben in keiner Bran-
che eine positive Beschäftigungsentwicklung. 
Erst für das Jahr 1993 gibt es in einigen Branchen erste 
Anzeichen für einen leichten Personalzuwachs, so in der 
Kunststoff-, Gummi- und Asbestverarbeitung, in der Holz-
industrie, im Ausbau- und Bauhilfsgewerbe und bei EBM-, 
Sport- und Spielwaren (vgl. Tab. 7). Wie stets handelt es 
sich um Beschäftigungserwartungen von Treuhandunter-
nehmen bestimmter Branchen, nicht um Gesamtbilder, die 
auch die privatisierten Ex-Treuhandfirmen, die alten, nicht 
zur THA gehörenden, und die seit Juli 1990 neuen und 
noch bestehenden Unternehmen umfassen müßte. 
Sehr unterschiedlich verläuft die Beschäftigtenentwicklung 
nach Beschäftigtengrößenklassen (Tab. 8, vgl. auch 
Tab. 1). 

Zwar bauen auch die Kleinbetriebe (l bis 19 Beschäftigte) 
ihren Personalbestand im Jahre 1991 um 30% ab. Aber 
bereits 1992 erwarten diese Betriebe einen Beschäftigten-
zuwachs. Sie werden Ende 1993 bereits wieder einen 
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Tabelle 8: Unternehmen und Beschäftigte nach Beschäftigtengrö-
ßenklassen 

 
Bestand von 86% des Ausgangsniveaus von Anfang 1991 
erreichen. Dies kann aber bei weitem nicht die drastischen 
Einbrüche in Mittel- und Großbetrieben auffangen. 
Erkennbar ist, daß nicht die Großbetriebe (über 1000 
Beschäftigte), sondern die Mittelbetriebe (100 bis 999 
Beschäftigte) im ersten Halbjahr 1991 vom Beschäftigten-
abbau prozentual am stärksten betroffen sind. Erst von 
Mitte 1991 an tritt die erwartete stärkere Reduzierung bei 
den Großbetrieben ein, z. T. bedingt durch den Ablauf 
von Kündigungsschutzabkommen in Branchen mit über-
wiegend großen Betrieben. Etwa 60% des Beschäftigten-
rückgangs aller Treuhandunternehmen im zweiten Halb-
jahr 1991 entfallen auf diese Betriebsgrößenklasse (vgl. 
Tab. 9). Dies deutet schon jetzt auf eine Zusammenballung 
wirtschaftlicher Probleme und sozialer Konflikte hin. 

3.2 Abgangsgründe von Beschäftigten und Einstellungen 
Der hohe Beschäftigungsrückgang in Treuhandunterneh-
men führt nicht zwangsläufig zu einer entsprechenden 
Zunahme der Arbeitslosigkeit. Dies ist aus den Abgangs-
gründen erkennbar, die von den Unternehmen für das erste 
Halbjahr 1991 genannt wurden: 

 

Der Katalog von Abgangsgründen trennt nicht klar genug 
zwischen formalrechtlichen Beendigungen von Arbeitsver-
hältnissen und dem Verbleib auf dem Arbeitsmarkt bzw. 
auf anderen Arbeitsmarktkonten. Ferner dürften die Treu-
handunternehmen nicht in allen Fällen und zutreffend über 
den Verbleib ihrer Beschäftigten informiert sein. 
Dem Beschäftigtenrückgang stehen indes auch Neueinstel-
lungen in Treuhandunternehmen gegenüber. Im ersten 
Quartal 1991 gab es 21 000 Neueinstellungen, davon 6000 
als Ersatz für ausgeschiedene Mitarbeiter und 15 000 für 
die Besetzung neuer Arbeitsplätze. 

3.3 Kurzarbeit am 1. April 1991 
Die Kurzarbeit ist in den Treuhandunternehmen besonders 
verbreitet. Während die Beschäftigtenzahl in Treuhandun-
ternehmen nur ein Drittel der Gesamtbeschäftigten Ost-
deutschlands ausmacht, sind fast zwei Drittel aller Kurzar-
beiter in Treuhandunternehmen konzentriert. 

Tabelle 10: Kurzarbeiter in den erfaßten Treuhandunternehmen 
im Vergleich zu Ostdeutschland insgesamt, Stand 1. 4. 91 

 

Tabelle 9: Beschäftigte nach Beschäftigtengrößenklassen (Personen) (ohne Hochrechnung) 
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Am 1. April 1991 betrug die Zahl der Null-Kurzarbeiter in 
allen erfaßten Unternehmen 474 000, hochgerechnet auf 
alle Treuhandunternehmen also 623 000. Die amtliche 
Zahl für Kurzarbeiter mit einem Arbeitsausfall von 75% 
bis 100% betrug Mitte März 1991 514 000. Sie liegt unter 
den Befragungsergebnissen, weil die dem Arbeitsamt 
gemeldeten Betriebsangaben zur Kurzarbeit nicht nach den 
tatsächlichen Ausfallstunden zugeordnet werden, sondern 
alle Kurzarbeiter des Betriebes der Kategorie des Arbeits-
ausfalls zugerechnet werden, die dem durchschnittlichen 
betrieblichen Arbeitsausfall entspricht.7 

 
7 Vgl.  R. Schwitters: Betrachtungen zu dem Thema Statistik über die 

Kurzarbeit im Beitrittsgebiet, Arbeit und Beruf 7, 1991, S. 201-202. 

In Treuhandunternehmen liegt der Kurzarbeiteranteil dop-
pelt so hoch wie in Ostdeutschland insgesamt, ebenso der 
Anteil der Null-Kurzarbeit. Jeder zweite Kurzarbeiter hat 
somit einen Arbeitsausfall von 100%. 
Besonders dramatisch ist die Situation bei den weiblichen 
Erwerbstätigen. Hier liegt der Kurzarbeiteranteil bei 
54,6% im Vergleich zu 43,6% bei den Männern. 
Relativ stark unterscheiden sich die Kurzarbeiteranteile 
nach Bundesländern. Bei einem Gesamtdurchschnitt der 
Treuhandunternehmen von 48% liegen Sachsen und Thü-
ringen mit 53% bzw. 52% an der Spitze. Es gibt in diesen 
Ländern Arbeitsamtsbezirke mit einem Kurzarbeiteranteil 
von weit über 60% (Pirna mit 68%, Altenburg mit 67%, 
Annaberg mit 65%, Oschatz mit 63%, Riesa mit 63%). 

Tabelle 11: Kurzarbeiter nach Arbeitsamtsbezirken am 1. 4. 91 (Personen und Prozent) (ohne Hochrechnung) 
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Berlin (Ost) liegt dagegen bei 33% und Mecklenburg/ 
Vorpommern bei 38% (vgl. Tab. 11). Bei der Gesamtbe-
wertung der Arbeitsmarktsituation in den Ländern muß 
allerdings beachtet werden, daß in der Regel hohe Kurzar-
beiteranteile mit relativ niedrigen Arbeitslosenquoten ver-
bunden sind. 
Nach Branchen sind Treuhandunternehmen mit erwartet 
hohem Beschäftigtenabbau auch die mit einem hohen 
Kurzarbeiteranteil. Besonders stark von Kurzarbeit betrof-
fen sind Treuhandunternehmen der Branchen: 

 
Einen deutlich unterdurchschnittlichen Kurzarbeiteranteil 
haben folgende Branchen (vgl. Tab. 11): 
Energiewirtschaft und 
Wasserversorgung mit   6% 
Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 18% 
Bauhauptgewerbe 24% 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung 25% 

3.4 Auszubildende 

Am 1. April 1991 befanden sich 138 600 Auszubildende in 
den Treuhandunternehmen (Hochrechnung auf die Treu-
handunternehmen insgesamt). Das waren 5,2% der 
Beschäftigten. In der Industrie der DDR lag 1989 der 
Lehrlingsanteil an den Beschäftigten bei 4,6%. Die häufig 
geäußerte Vermutung, daß die Unternehmen vorrangig 
Auszubildende entlassen, wird durch die Befragung nicht 
bestätigt. Zwar wurde zwischen dem 1. September 1990 
und dem 31. März 1991 etwa 5300 Auszubildenden gekün-
digt, das entspricht aber nur 3,8% aller Ausbildungsver-
träge. 

Die zukünftige Entwicklung ist allerdings nicht so positiv 
einzuschätzen. Im September 1991 sollen nur 20 800 Aus-
zubildende eingestellt werden. Eine dreijährige Ausbil-
dungsdauer unterstellt, wären für eine Beibehaltung glei-
cher Ausbildungszahlen etwa 46 000 Neueinstellungen 
erforderlich. Da die entsprechenden Altersjahrgänge in 
Ostdeutschland etwa konstant bleiben, verringert jeder 
Rückgang von Ausbildungsplätzen die Ausbildungschan-
cen und verschärft damit die Arbeitsmarktsituation für 
Jugendliche. Der Anteil der weiblichen Auszubildenden 
entspricht mit 33,6% etwa den langjährigen Durchschnitts-
werten der DDR. Beängstigend wird sich nach Einschät-
zung der Treuhandunternehmen aber die Situation im 
Herbst dieses Jahres verschlechtern. Von den vorgesehe-
nen 20 800 Ausbildungsplätzen werden nur 3700, d. h. 
18% für Mädchen sein. 

Tabelle 12: Kurzarbeiter nach Wirtschaftsgruppen am 1. 4. 91 (Personen und Prozent) (ohne Hochrechnung) 
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Regional wird sich die Zahl der 20 800 Neueinstellungen 
von Auszubildenden im September 1991 wie folgt ver-
teilen: 

 

Die höchsten monatlichen Durchschnittslöhne werden in 
Unternehmen erzielt, deren Beschäftigtenzahl 1991 steigt, 
d. h. in Betrieben mit relativ sicherer Perspektive.   

Die meisten dieser Ausbildungsplätze wird mit 4900 das 
Bauhauptgewerbe bereitstellen. Diese Branche verfügt mit 
10,6% bereits gegenwärtig über den bei weitem höchsten 
Anteil von Auszubildenden an den Beschäftigten. 
Die Ausbildung von Jugendlichen obliegt allerdings nicht 
nur den Treuhandunternehmen, sondern der gesamten 
Wirtschaft und der Berufsbildungspolitik. Zur Sicherung 
von Ausbildungsplätzen müssen finanzielle Übergangsre-
gelungen geschaffen werden. 

3.5 Beschäftigte nach Altersgruppen 
Die Altersgruppe der 50- bis 56jährigen umfaßt 19% aller 
Beschäftigten der Treuhandunternehmen. Diese Problem-
gruppe der Arbeitnehmer ist in den Treuhandunternehmen 
besonders stark vertreten. Vergleichbare Anteile an der 
Wohnbevölkerung und den Berufstätigen liegen nur bei 
etwa 10%. Damit sind diese Unternehmen relativ stark 
überaltert. 
4% der Beschäftigten sind zwischen 57 und 65 Jahre alt, 
könnten damit Altersübergangsgeld oder Altersruhegeld 
beziehen und wären damit beim Verlust des Arbeitsplatzes 
sozial mehr oder weniger abgesichert. Ein großer Teil der 
Altersgruppe hat diese Möglichkeit bereits genutzt. Daraus 
erklärt sich, daß diese Altersgruppe in den Treuhandunter-
nehmen nur noch relativ schwach vorhanden ist. 

3.6 Durchschnittslohn 
Der Bruttodurchschnittslohn in April 1991 betrug in den 
erfaßten Treuhandunternehmen 1530 Mark. An der Spitze 
der Lohn- und Gehaltsskala stehen gegenwärtig die Bran-
chen Bauhauptgewerbe (2200 DM) sowie Energiewirt-
schaft und Wasserversorgung (2000 DM). Die niedrigsten 
Durchschnittslöhne (um 1000 DM) erzielen die Beschäftig-
ten in der Leder- und Schuhindustrie, in der Textil- und 
Bekleidungsindustrie und bei EBM-, Sport-, Spielwaren. 
In den stark von der technischen Entwicklung beeinflußten 
Branchen (Maschinenbau, Elektrotechnik/Elektronik) 
erhalten die Beschäftigten einen Durchschnittslohn zwi-
schen 1300 und 1400 DM und liegen damit noch unter dem 
Durchschnitt der erfaßten Treuhandunternehmen8. 

 
8 Der Durchschnittslohn von DM 1530 im April 1991 wurde aus der Brutto-

lohn- und Gehaltssumme je Beschäftigten ohne Kurzarbeiter ermittelt. 
Zum Vergleich dient der Standardlohn eines Metallarbeiters in Sachsen 
(ohne Zuschläge für Schicht- oder Nachtarbeit) von 1528 DM Ende Juni 
1991. Vgl. R. Bispinck: Collective Bargaining in East Germany. Between 
Economic  Restraint  and  Political  Regulation,  Düsseldorf Juli   1991, 
Tab. 4. R. Bispinck, WSl-Tarifarchiv: Alle Dämme gebrochen? – Die 
Tarifpolitik in den neuen Bundesländern im 1. Halbjahr 1991, in: WSI- 
Mitteilungen 8, 1991, S. 466-478. 

9 Der Schlußbericht der ersten Befragungswelle der THA-Untersuchung 
erscheint im Herbst 1991 als BeitrAB 152. 

 
Die niedrigsten durchschnittlichen Monatslöhne 
(1395 DM) zahlen Unternehmen mit einem Frauenanteil 
an den Beschäftigten über 50%. 

4 Beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitische Abhilfen 
In den Treuhandunternehmen sind gegenwärtig 268 000 
der am 1. 1. 91 rund 2,9 Millionen Beschäftigten in arbeits-
marktpolitische Maßnahmen einbezogen. Davon entfallen 
(ohne Kurzarbeit): 
48% auf innerbetriebliche Qualifizierungsmaßnahmen 15% 
auf außerbetriebliche Qualifizierungsmaßnahmen 15% auf 
ABM (unter Trägerschaft des Betriebes) 13% auf 
Qualifizierungsgesellschaften 9% auf 
Beschäftigungsgesellschaften. 
Schwerpunkte der Qualifizierungsmaßnahmen liegen in-
haltlich: 
mit 39% im produktionstechnisch-handwerklichen Bereich 
mit 27% auf kaufmännischem Gebiet mit 20% in der 
EDV-Ausbildung. 
Bislang gab es 1772 Ausgründungen von Betriebsteilen, 
weitere 1754 mit 153 000 Beschäftigten sind geplant (diese 
tatsächlich erhobenen Zahlen konnten noch nicht hochge-
rechnet werden). Es gab fast 2200 Fälle von Betriebskäufen 
durch das Management, fast keine durch Mitarbeiter. In 
gut 8.00 Treuhandunternehmen bestand Mitte 1991 die 
Absicht, Gesellschaften für Qualifizierung oder Beschäfti-
gung für 97 160 Arbeitnehmer zu gründen bzw. sich daran 
zu beteiligen (ebenfalls ohne Hochrechnung). 
Die bisherigen Aktivitäten und die Firmenabsichten zei-
gen, daß auf Unternehmensebene, wo man es ja am besten 
wissen muß, erhebliche Anstrengungen unternommen wer-
den, den gesamten Beschäftigungsabbau nicht in ähnlicher 
Größenordnung in Arbeitslosigkeit einmünden zu lassen. 

5 Ausblick und weiteres Vorgehen 
Die Ergebnisse dieser ersten Befragung von Treuhandun-
ternehmen reichen nicht hin, die Aktivitäten des größten 
staatlichen Arbeitgebers der Welt auch nur vorläufig zu 
beurteilen.9 Ferner fehlen die Beschäftigungsperspektiven 
für die bislang rd. 3000 privatisierten Betriebe mit rd. 
600 000 Arbeitsplätzen sowie für die Betriebe, die neu 
entstehen und jene, die noch nie mit der THA zu tun 
hatten. Immerhin hat die THA Anfang August 1991 noch 
weitere 400 000 Entlassungen bis Jahresende angekündigt. 
Demgegenüber stehen 80 000 geplante Neueinstellungen in 
dieser Zeit. 
Die eher deskriptive Ergebnisdarstellung liefert kaum 
Erklärungsansätze: Ist eine rasch und anhaltend wachsende 
Wirtschaft in Sicht, die ohne Verdrängung von Frauen und 
Pendlern vom östlichen Arbeitsmarkt einen hohen 
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Beschäftigungsstand Mitte der 1990er Jahre wieder erreicht 
und einheitliche Lebensverhältnisse sichert? Oder kann 
man den für THA-Unternehmen erwarteten Schrump-
fungsprozeß auf rd. 1,3 Mio. Arbeitnehmer 1992/93 in 
nahezu allen Branchen als Deindustrialisierung sehen? 
Wandelt sich die ostdeutsche Wirtschaft bei hoher Abhän-
gigkeit von der westdeutschen zur Dienstleistungsbeschäf-
tigung, während die industrielle Basis ausdünnt und durch 
Gestattungsproduktion, verlängerte Werkbänke und 
Ladentische zu kennzeichnen ist? Oder bewirken die Geld-
transfers und Entwicklungsprogramme eine restrukturierte 
Industriebasis mit neuesten Technologien und Arbeitsplät-
zen, aber ohne Vollbeschäftigung in den 1990er Jahren? 
Oder werden zwei Drittel des Erwerbspersonenpotentials 
gute Arbeitsplätze, vergleichbare Löhne und soziale Siche-
rung haben, während ein Drittel sich mit weniger begnügen 
muß? 
Die Unternehmensbefragung über „Beschäftigungsper-
spektiven von Treuhandunternehmen“ findet im Rahmen 
der im April 1991 vereinbarten Leitlinien für eine Zusam-
menarbeit zwischen der Treuhandanstalt und der Bundes-
anstalt für Arbeit statt. Ein erster Bericht wurde mit der 
Treuhand abgestimmt. Die Befragungsergebnisse gehen in 

den Unternehmensdatenspeicher der Treuhand ein und 
dienen ihrer Entscheidungsbildung. 

Im Herbst 1991 soll die Befragung zum Stichtag 1. 10. 
wiederholt werden. Dazu wird der als Anhang beiliegende 
Fragebogen nachgebessert und das Frühwarnsystem der 
Treuhand integriert. Möglichst gleichzeitig und mit – in 
Kernfragen – gleichem Fragebogen sollen die bis dahin 
privatisierten Treuhandunternehmen über ihre Beschäfti-
gungsperspektiven befragt werden. Über die Firmennum-
mer der Treuhandunternehmen sind gegen Jahresende 
auch Verlaufsuntersuchungen möglich, die in ein Betriebs-
panel einmünden. Erfreulicherweise haben sehr viele 
Treuhandunternehmen schon jetzt ihre Betriebsnummer 
nach der BA-Beschäftigtenstatistik angegeben, so daß wei-
tere Verlaufsuntersuchungen möglich werden. 

Vorbereitet wird gegenwärtig eine Befragung der Betriebe, 
die nicht der Treuhand unterstehen, so daß dann ein 
Gesamtbild der Beschäftigungsentwicklung in den neuen 
Bundesländern möglich wird10. Wann eine verläßliche 
Stichprobe aus der entstehenden Betriebsdatei gezogen 
werden kann, wird geprüft. 

  

 

 
10 Zu erwähnen sind die repräsentativ ausgerichteten Bemühungen des 

IAW, Berlin, ein Gesamtbild für THA-Unternehmen, privatisierte 
Betriebe sowie Unternehmen außerhalb der THA durch Betriebsbefra-
gungen herzustellen. Regional für Rostock: H. Heseler, B. Warich: 
Strukturwandel und arbeitsmarktpolitischer Handlungsbedarf in der 
Region Rostock, Rostock, Juli 1991; für die Region Dresden: G. 
Kretzschmar: Kurze Information über die Erprobung des Fragebogens 
und erste Ergebnisse zum IAB-Projekt 5-407, Dresden, Juli 1991. 
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